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Suchanfragen nach § 26
[bookmark: AMLoesungEnde]Problemstellung
Die Auswirkungen der in XPersonenstand 1.7.1 definierten Prozesse und Mitteilungen für die Suchanfragen gemäß § 26 PStV auf XPersonenstandsregister müssen untersucht und berücksichtigt werden. Dies sind u. A.: 
· Welche Informationen braucht das Registerverfahren für die Revision
· Nutzung eines „technischen Benutzers“ 
· Antwortnachricht des Registers enthält derzeit mehr Angaben, als nach § 26 PStV vorgesehen ist. 
Lösung
Im Änderungsbeirat besteht Einvernehmen, dass vor dem Hintergrund der großen Altbestände in Papier und dem aus Datenschutzgründen eingeschränkten Auskunftsumfang der Nutzen der Suchnachrichten derzeit als äußert gering zu beurteilen ist.
[bookmark: _GoBack]Aus diesen Gründen verwirft der Änderungsbeirat den Änderungsantrag. Änderungen an XPersonenstandsregister wurden nicht vorgenommen. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Es ist zu klären welche Informationen das Registerverfahren für die Revision bei Suchanfragen nach § 26 PStV übermitteln soll. Dabei ist auch der Antrag CR2010-014 bei XPersonenstand zu berücksichtigen.
Dieser Änderungsantrag setzt die Arbeiten aus dem Änderungsantrag 12/2013 fort.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Bei der Lösung kommt die Verwendung eines technischen Benutzers in Betracht. In diesem Fall sind Aspekte der Protokollierung und des Datenschutzes zu berücksichtigen. 
Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass bei einer Kommunikation zwischen den Fachverfahren, die als Möglichkeit in Betracht kommt, das angefragte Fachverfahren bereits mehr zurückmeldet, als bei Suchanfragen nach § 26 PStV übermittelt werden darf. Das angefragte Fachverfahren müsste in diesem Fall die zusätzlichen Informationen entfernen.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: XPersonenstand	Bearbeitet am: 2012-02-05
Die Registerschnittstelle XPSR sollte aus den folgenden Gründen um einen WebService und entsprechende spezielle Nachrichten für die Suchanfragen nach § 26 PStV erweitert werden: 
· Die in XPersonenstand modellierten Suchanfragen und –auskünfte nach § 26 PStV sind restriktiver bzgl. der zulässigen Suchparameter und des Auskunftsumfangs als die Suchfunktion, die für die standesamtsinterne Arbeit in der Schnittstelle angeboten wird. 
· In der Auskunft ist eine Angabe erforderlich, ob der angefragte Jahrgang vollständig im elektronischen Register geführt wird. (Anm. KoSIT: Thema wird in 18/2013 separat bearbeitet)
· Bei der Suche nach § 26 ist in der Spezifikation XPersonenstand festgehalten worden, dass keine phonetische Suche durchgeführt wird und für die Suche mit Platzhaltern die Regeln der Registerschnittstelle Anwendung finden.
· Da die Suchantwort von XPersonenstand nur die Fälle „keinen Treffer“, „einen Treffer“ oder „mehrere Treffer“  unterscheidet, könnte aus Performancegründen der Suchvorgang im Register/Suchverzeichnissen abgebrochen werden, sobald ein 2. Treffer erfolgt ist.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	Bearbeitet am: 2013-03-12
Der Änderungsantrag ist in der nächstmöglichen Version von XPSR mit niedriger Priorität umzusetzen. Er ist zusammen mit dem Änderungsantrag 18/2013 (Informationen über die Vollständigkeit eines Jahrgangs) umzusetzen.

Bearbeitet durch: EG XPSR	Bearbeitet am: 2013-09-30
Offene Fragen an den Auftraggeber, die darüber entscheiden, ob es in XPSR Änderungsbedarf gibt: 
· Darf es technische Benutzer geben
· Reicht es bei der Protokollierung von Suchanfragen nach § 26 die Information, dass ein technischer Benutzer nachgefragt hat
· Datenumfang bei Suchanfragen ans Fachverfahren mehr als ja/nein-Antwort. Im Fachverfahren wird daraus die weitere ja/nein-Antwort für das anfragende Standesamt aufbereitet

Der Verlag für Standesamtswesen wird das in XPersonenstand beschriebene Konzept darstellen und die Auswirkungen aus XPSR beschreiben. Das Konzept wird  mit dem Ziel erarbeitet, es den Personenstandsreferenten der Länder zur Entscheidung vorzulegen(unter Beteiligung der Datenschützer der Länder). 
Der Entwurf des VfSt wird im Umlauf den Mitgliedern der EG XPSR zu Kommentierung bereitgestellt und in nächsten Sitzung weiterbearbeitet. 

Bearbeitet durch: VfSt / Jancar	Bearbeitet am: 2013-11-05
Der VfSt liefert das Diskussionspapier zu. 
Bearbeitet durch: Kampe	Bearbeitet am: 2013-11-13
Der VfSt stellt die fachliche Notwendigkeit der Suchanfragen nach § 26 PStV in Frage. Dies kann allerdings nicht Thema einer Diskussion sei, denn der Gesetzgeber hat § 26 PStV in der jetzt vorliegenden Form geschaffen, und dies ist entsprechend umzusetzen. 

Zu den Argumentationen von Frau Hertkens, Standesamt Dortmund, und den Gegenäußerungen des VfSt („Anfragen an Suchverzeichnisse – Gute Gründe“) ist folgendes anzumerken:
Es ist zutreffend, dass eine erfolgreiche Suche im Suchverzeichnis abhängig davon ist, dass das Register oder zumindest das alphabetische Namensverzeichnis elektronisch erfasst ist.  Es ist daher unbestritten, dass derzeit Treffer noch lückenhaft sein werden. Die zukünftige Entwicklung mit der nach und nach erfolgenden Nacherfassung von Altregistern wird aber auch die Suchverzeichnisse entsprechend vervollständigen. Wir stehen schließlich noch (relativ) am Anfang.
Mit der Aussage, dass in den meisten Beurkundungsfällen die Kenntnis einer Registernummer allein nicht ausreichend ist, sondern eine Personenstandsurkunde vorzulegen ist, hat der VfSt Recht. Nicht zutreffend ist allerdings dessen Aussage, dass bei einer Geburtsbeurkundung die Eheurkunde der Eltern nur noch die Aufgabe habe, das gemeinsame Sorgerecht der Eltern nachzuweisen.  Dies ist rechtlich falsch, denn die Abstammung eines Kindes ist vom Familienstand der Mutter abhängig, und deshalb ist die Vorlage der Eheurkunde bei der Geburtsbeurkundung eines Kindes erforderlich. Da die Eheurkunde nach neuem Recht keine Hinweise zum Geburtsstandesamt und Registernummer der Eltern enthält, sind weitere Ermittlungen erforderlich. Von den Eltern wegen dieser Hinweisangaben zusätzlich die Vorlage der eigenen Geburtsurkunden zu verlangen ist unverhältnismäßig. Und genau in diesen Fällen ist die Einsicht in das Suchverzeichnis wichtig. Dabei besteht auch durchaus die Möglichkeit, dass die Geburtenregister der Eltern bereits elektronisch nacherfasst wurden, wenn das Standesamt anlassbezogen (z.B. bei Eheschließung der Eltern oder bei Eintragung eines Hinweises zu einem zuvor geborenen Kind) nacherfasst.

Inwieweit das Standesamt den Bürgern bei der Suche nach Personenstandsregistern behilflich ist und durch Einsicht in das Suchverzeichnis das gesuchte Standesamt und Registernummer herausfindet, liegt in der organisatorischen Entscheidung des Standesamts. Es mag nicht zu dessen originären Aufgaben gehören, aber in Zeiten der Kundenorientierung und als Dienstleister sehen sich viele Standesämter hier schon in der Rolle der beratenden und unterstützenden Funktion gegenüber dem Bürger.
Dass die fachliche Notwendigkeit der Suchanfragen nach § 26 PStV umstritten sei, kann von hier aus keinesfalls bestätigt werden – im Gegenteil. Die Möglichkeit, Personenstandsregister (Standesamt und Registernummer) auf diese Weise ausfindig machen zu können, wird seitens der Standesbeamten ausdrücklich begrüßt.
Bearbeitet durch: Herr Gerbaulet	Bearbeitet am: 2013-11-13
Zum Punkt 3.3 (Sperrvermerke) des Diskussionspapiers vom VfSt möchte ich Folgendes zu bedenken geben: Nr. 3.3.3, Ziffer 5 enthält sehr konkrete Vorschläge, wie Zugriffe auf Einträge mit Sperrvermerk (insbes. geht es wohl um Art = Zeugenschutz) im Registerverfahren zu protokollieren und auf diese Protokolle aus dem Fachverfahren zuzugreifen sein soll. Hier fällt auf, dass XPersonenstandsregister bisher keine vergleichbaren Vorkehrungen vorsieht für die Fälle, bei denen ganz normal aus dem Fachverfahren über die bereits bestehenden Methoden (findEintrag, findEintragZentral) auf Einträge mit Sperrvermerk zugegriffen wird. Hier müssten konsequenterweise ähnliche Vorgaben gemacht werden, sofern dies wirklich bundesweit einheitlich geregelt sein soll. Eine bessere und einfachere Möglichkeit wäre es jedoch, dies aus dem Standard XPersonenstandsregister herauszuhalten. Man könnte es den Registerverfahren überlassen, z.B. auf Grundlage landesrechtlicher Regelungen, solche Zugriffe zu protokollieren und Mitteilungs- oder Auswertungsfunktionen für Zeugenschutzstellen etc. bereitzustellen.
Bearbeitet durch: Personenstandsreferenten	Bearbeitet am: 2014-11-10
Antrag Bayern:
1. Fraglich ist, wie die Suche durchgeführt werden soll, wenn die Personenstandsregister nicht in elektronischer Form vorliegen. Gemäß § 26 Abs. 2 Halbsatz 1 PStV ist für Altregister und Übergangsbeurkundungen, die nicht elektronisch nacherfasst worden sind, ein Suchverzeichnis zu führen, aus dem die Suchanfragen beantwortet werden können. Dies ist mit der geplanten automatisierten Abfrage nicht möglich und könnte nur durch manuell erstellende Mitteilungen über XPersonenstand erfolgen. Da nicht gewährleistet werden kann, dass Personenstandsregister oder aber auch nur einzelne Jahrgänge vollständig nacherfasst wurden, ist die automatisierte Suche eigentlich nur für Jahrgänge möglich, in denen bereits ausschließlich elektronisch beurkundet worden ist. Sollte in zurückliegenden Jahrgängen kein Eintrag gefunden werden, müsste eine manuelle Suchanfrage an das registerführende Standesamt angestoßen werden. Ein Ergebnis würde dann dem abrufenden Standesamt ggf. erst mehrere Tage später übermittelt werden.

2. Gemäß § 64 Abs. 1 Satz 2 PStV müssen die eingesetzten Verfahren sicherstellen, dass nur die zur Aufgabenerfüllung erforderlichen Daten abgerufen werden können. Dies ist bei der automatisierten Suche aber nicht der Fall, da das Registerverfahren mehr Daten an das Fachverfahren übermittelt, als tatsächlich benötigt werden. Das Registerverfahren muss sich darauf verlassen, dass das Fachverfahren (eines Privatunternehmens) eine entsprechende Aussortierung vornimmt. Aus Sicherheitsaspekten (Daten mit hohem Schutzbedarf) erscheint dies zumindest bedenklich. Bei der manuellen Suche überprüft zumindest der Standesbeamte, welche Daten dem anfragenden Standesamt mitgeteilt werden.

3. Aus den Protokollen muss nachvollziehbar hervorgehen, wer auf die Registerdaten zugegriffen hat. Sollte bei der automatisierten Suche lediglich das Fachverfahren genannt sein, ist darzulegen, wie Rückschlüsse auf die tatsächlich abfragende Person gewährleistet werden können. Bei manueller Suche ist dies einfacher zu gewährleisten, da der Zugriff des Standesbeamten (des registerführenden Standesamts) protokolliert wird. Zum Nachweis seiner Berechtigung müsste in der Suchanfrage daher der anfragende Standesbeamte namentlich ausgewiesen werden, so dass im Nachhinein nachvollzogen werden kann, wer die Suchabfrage veranlasst hat.

4. Nach § 10 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 PStV muss die Zugangskontrolle wie auch die Zugriffskontrolle sichergestellt sein. Durch den automatisierten Zugriff eines anderen Standesamts (nur) mit einer allgemeinen Berechtigung erscheint dies bedenklich. Die Problematik stellt sich bei der manuellen Suche nicht, da nur der Standesbeamte des registerführenden Standesamts auf den Datenbestand zugreift.

5. Zu den Problemen, die bei Suchanfragen zu Einträgen mit Sperrvermerken entstehen, hatte Bayern u.a. den Vorschlag unterbreitet, die Zentralstelle beim Bundeskriminalamt automatisiert über Suchanfragen zu Personenstandseinträgen mit Sperrvermerken zu benachrichtigen. Das Bundeskriminalamt hat zu diesem Vorschlag Stellung genommen und mitgeteilt, dass eine automatisierte Meldung an das BKA als nicht notwendig angesehen und eine Einbindung des BKA in diesen Ablauf insgesamt als nicht sinnvoll erachtet wird. Im Übrigen wurde empfohlen, bei einer Abfrage nach § 26 PStV, die einen Eintrag mit Sperrvermerk berührt, als Antwort mitzuteilen, dass kein Eintrag vorhanden ist und bei sonstigen Abfragen zu einem Eintrag mit Sperrvermerk die zuständige Zeugenschutzdienststelle direkt zu informieren.

Diskussionspunkte:
BY spricht sich dafür aus, die Suchanfrage zu protokollieren und - entgegen der Empfehlung des Bundeskriminalamts - den Anfragenden auch über einen Sperrvermerk in Kenntnis zu setzen. Im Übrigen bestehe zur Suchfunktion derzeit kein Handlungsbedarf.
Bearbeitet durch: XPersonenstand	Bearbeitet am: 2014-12-03
Aufgrund der Bedenken aus Bayern (die anderen Personenstandsreferenten haben dem nicht widersprochen): 
· Es bestehen Zweifel, ob eine Suche überhaupt möglich ist, wenn viele Fragen nicht geklärt worden sind, wie z.B. eine fehlende Nacherfassung, die keine automatisierte Abfrage ermögliche, zu behandeln ist. 
· Es sei nicht sichergestellt, dass die eingesetzten Verfahren nur die zur Aufgabenerfüllung benötigten Daten abrufen – es handele sich dabei um private Fachverfahren und dies wäre daher bedenklich. 
· Eine Nachvollziehbarkeit der Zugriffe müsste über eine Protokollierung sichergestellt werden. 
· Mit einer allgemeinen Berechtigung wird eine Zugangsberechtigung als bedenklich gesehen. 
· Sperrvermerke: Da das BKA eine automatisierte Mitteilung, sobald Sperrvermerke berührt werden, an das BKA ablehnt, sollten die Zeugenschutzdienststellen direkt informiert. 
· Aktuell wird kein Handlungsbedarf für Suchnachrichten gesehen. 
Die Fragen sollen geklärt bzw. die Bedenken ausgeräumt werden. 

Die bereits modellierten Nachrichten bleiben im Standard XPersonenstand bestehen.  Die AG Modellierung plant, den zuhörigen Änderungsantrag Ende 2015 erneut aufzurufen. 

Die offenen Fragen und die Zuständigen sind (vgl. Befassung XPersonenstand 2014-05-27 im Rahmen CR 2013-014): 
	Nr.
	Thema
	Erläuterung
	Was ?
	Wer ?

	1
	Zufriedenstellende Lösung
	Es werden nur die erforderlichen Daten übermittelt (§ 64 Absatz 1 Satz 2 PStV).
	Änderungsantrag an den Standard XPersonenstandsregister: Minimaler Datenumfang in Antwortnachrichten 
	EG XPersonenstands-register

	2
	Hinreichende Zugangskontrolle 
(§ 10 Absatz 2 Nr. 2 PStV) 

und 

Protokollierung 
(§ 10 Absatz 2 Nr. 5 PStV)
	Die Vertrauenskette muss eingehalten werden. Das Fachverfahren
prüft die Berechtigung des anfragenden Standesbeamten.
	Zulassen eines Technischen Users mit entsprechenden Berechtigungen
	BMI / Personenstands-referenten
der Länder

	
	
	
	Benennung des anfragenden Standesbeamten in der Suchanfrage
	EG XPersonenstand

	
	
	
	Benennung des anfragenden Standesbeamten in der Suchanfrage
	EG XPersonenstands-register

	3
	Sachgerechter Umgang mit Sperrvermerken
	
	Klärung, ob das angefragte Standesamt tätig werden muss oder ob eine automatisierte
Nachricht an das BKA versendet wird
	BMI / Personenstands-referenten der
Länder / ggf. PG Standard

	
	
	
	Mitteilung des Sperrvermerks in der Antwortnachricht ?
	BMI / Personenstands-referenten
der Länder

	
	
	
	Auswirkungen der Entscheidung auf die Ausgestaltung der Nachrichten berücksichtigen
	EG XPersonenstand

	
	
	
	Auswirkungen der Entscheidung auf die Ausgestaltung der Nachrichten berücksichtigen
	EG XPersonenstands-register

	
	
	
	Stellt eine Suchanfrage nach § 26 PStV ein Ersuchen um Benutzung des Eintrags
im Sinne § 64 PStG dar?
	BMI / Personenstands-referenten
der Länder

	
	
	
	Welche Berechtigungsstufe ist erforderlich um Sperrvermerke einsehen zu können?
	EG XPersonenstands-register

	4
	Suche
	Suche 
in lokalen elektronischen Suchverzeichnissen 
und 
schriftlichen Namensverzeichnissen von Altregistern 
(§ 26 Absatz 2 PStV)
	Ggf. sicherstellen, dass der Sperrvermerk dort eingetragen ist
	BMI / Personenstands-referenten der Länder

	
	
	
	Prüfen, ob die Anfrage direkt an das Registerverfahren gestellt wird
	BMI / Personenstands-referenten der Länder

	5
	Produktiver Einsatz
	Problem der fehlenden Nacherfassung
	Klärung, ab wann die Suchnachrichten sinnvoll erscheinen und produktiv gehen sollen
	BMI / Personenstands-referenten der Länder


Bearbeitet durch: QS-Instanz	Bearbeitet am: 2014-12-22
Die Modellierung eines Webservices für die Suchanfragen nach § 26 PStV macht nur Sinn, wenn der Standard für die Datenübermittlung zwischen Standesämtern (XPersonenstand) entsprechende Prozesse und Mitteilungen vorsieht. 
Aufgrund der Ergebnisse der letzten Runde der Personenstandsreferenten (10. / 11. November 2014) hat sich XPersonenstand dazu entschieden, die Arbeiten an dem Thema frühestens Ende 2015 fortzuführen. Die Arbeiten in XPSR sollten erst dann aufgenommen werden, wenn eine Realisierung der Prozesse und Mitteilungen in XPersonenstand geplant sind.
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